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deren Raum im Morgenblatt 


E. I. Berlin, 19. April. 
Preußiſcher Landtag. 
Abgeordnetenhaus. 
53. Sitzung vom 19. April. 

Präſivent v. Köller eröffnet die Sitzung 

En ne erledigt ohue Debatte einige 
sſachen. i 
ee wird a 11 1 1 5 des Kali⸗ 
es in zweiter Leſung fortgeſetzt. 
Sn 10 Schalſcha (Zr): Der Haupt 
grund gegen die Vorlage ſcheine die Abneigung 
gegen die Bezeichnung „Monopol zu ſein; allein 
non einem Monopol könne hier gar keine Rede 
ſein. Freilich ſeien bedenkliche Folgen möglich. 
Als der frühere Finanzminiſter Herr v. Scholz 
einmal die ſtarke Zunahme der großen Ver⸗ 
mögen und die geringe Vermehrung der ſteuer⸗ 
freien kleinen Einkommen erörterte, meinte er, das 
ſei eine günſtige Verſchiebung der Vermögensver⸗ 
hältniſſe. Bekommen wir nun ein Monopol und 
zieht man uns dabei das Fell über die Ohren, ſo 
nennt man das vielleicht auch wieder eine Ver⸗ 
ſchiebung. (Heiterkeit.) Als Verkäufer iſt der 
Stagt mir lieber als Privatleute, denn er betrügt 
den Käufer nicht. Redner erklärt ſich für die 
orlage. n 
8 bg Gothein (fr. Va): Was ſollen die 
Leute im Auslande von uns denken, wenn ſolche 
Vorwürfe gegen die deutſche Induſtrie erhoben 
werden? Ich hoffe, der Miniſter wird Veran⸗ 
laſſung nehmen, gegen dieſe Aeußerung Verwah⸗ 
rung einzulegen. Die vorhandenen Kaliſchätze 
werden viel zu niedrig veranſchlagt; nicht für 
2000, ſondern für 4500 bis 5000 Jahre würden 
die bisher bekannten Vorräthe reichen, wenn die 
heutige Förderung beibehalten wird. Uebrigens 
kann der Boden nicht mehr als höchſtens 15 
Doppelzenter pro Hektar vertragen. Daß heute 
das Kali und die Kalifabrikate ſo theuer ſind, 
liegt daran, daß die Bergwerke und Fabriken jo 
viel verdienen wollen und auch die Frachten theuer 
ſind. Die techniſchen Fortſchritte im Kaliberg⸗ 
bau würden für die Zukunft eine erheblich billigere 
Förderung ermöglichen. Uebrigens iſt es wahr⸗ 
ſcheinlich, daß ſpäter auch an anderen Orten 
außerhalb Preußens Kali gefunden wird; darum 
ſollen wir ſo ſchnell wie möglich mit unſeren 
Vorräthen auf den Weltmarkt gehen. Die Staß⸗ 
furter Werke rentiren ſich jetzt mit 15¼ Prozent, 
da kann der Staat den Landwirthen ſein Kali 
wohl billiger abgeben. Ueberhaupt ſei es bedauer⸗ 
lich, daß die Regierung dem Syndikat beigetreten 
iſt; gerade dieſe Ringbildung muß bekämpft wer⸗ 
den. Die Regierung kann immer noch für die 
Landwirthſchaft genug thun, auch wenn die Vor⸗ 
lage abgelehnt wird. 

Miniſter v. Berlepſch hat in Schalſcha's 
Aeußerungen nicht den ſchweren Vorwurf fin⸗ 
den können wie Gothein, deſſen Behauptung von 
der Möglichkeit anderer Kalilager außerhalb 
Preußens unrichtig ſei und von Geologen nicht ge⸗ 
theilt wird. 1 

Abg. Branden burg (b.) billigt das 
Geſetz, nachdem die Bedenken Hannovers Berück⸗ 
ſichtigung gefunden haben. Das Geſetz fördere 
nicht Privat⸗, ſondern ausſchließlich öffentliche 
Intereſſen, und deshalb könne man ihm das fatale 
äußere Ausjehen eines amerikaniſchen Ringgeſetzes 
verzeihen. Schaffe das Monopol auch eine neue 
Einnahmequelle, ſo wäre das gegenwärtig kein 
Fehler, wo wir wegen der Deckung eines Defizits 
in Verlegenheit ſind. 

Die Debatte wird geſchloſſen. 

Bei der Abſtimmung über den zur Debatte 
geſtellten Artikel 3 der Vorlage (die Auſſuchung 
und Gewinnung der Kali⸗ und Magneſia⸗Salze 
ſteht fortan anſchließlich dem Staate zu) wird 
Auszählung nöthig. Es ſtimmen 142 Abgeordnete 
für, 147 Abgeordnete gegen den Artikel. Derſelbe 
iſt mithin abgelehnt. 

Die übrigen Theile der Vorlage werden de⸗ 
battelos abgelehnt, ebenſo der Antrag Zedlitz auf 
Zurückverweiſung einzelner Theile der Vorlage an 
die Kommiſſion. Schließlich wird über den An⸗ 
trag v. Zedlitz⸗Bockelberg (ſtaatliche Feſtſetzung der 
Verkaufsbedingungen und jährliche Rechnungs⸗ 
legung an den Landtag) namentlich abgeſtimmt 
und derſelbe mit 174 gegen 153 Stimmen abge⸗ 
lehnt. — Es ſtimmten Freiſinnige, National 
liberale und Polen geſchloſſen gegen die Vorlage; 
alle anderen Parteien waren bei der Abſtimmung 
geſpalten. — Die geſammte Vorlage iſt danach in 
zweiter Leſung abgelehnt. 

Es folgt die zweite Berathung der Novelle 
zur hannoverſchen Wege⸗Ordnung. i 

Die Vorlage wird debattelos genehmigt. 

Damit iſt die Tagesordnung erſchöpft. 

Nächſte Sitzung Sonnabend 11 Uhr. 

Tages⸗Ordnung: Hannoverſche Wegebau⸗ 
Ordnung (3. Leſung), Dortmund⸗Ems⸗Kanal 
(J. Yefung). e 


Deutſchland. 
Berlin, 20. April. In Folge des Zu⸗ 
ſtandekommens des Geſetzes über den Waaren⸗ 
bezeichnungsſchutz dürfte vorausſichtlich ein Unter» 
nehmen eingehen, welches im Auftrage des Reichs⸗ 
amts des Innern begonnen, auf dem Gebiete des 
Markenſchutzweſens recht fegensreich gewirkt hat. 
Bei dem alten Markenſchutzgeſetze vom Jahre 
1874 machte ſich hauptſächlich der Umſtand un⸗ 
vortheilhaſt fühlbar, daß keine Sammlung der 
geſchützten Waarenzeichen vorhanden war, aus 
welcher man bei der Auswahl neuer Zeichen ge⸗ 
nauen Aufſchluß darüber erhielt, ob man mit dem 
neuen Zeichen Rechte Anderer verletzte oder nicht. 
Auf das Drängen der Intereſſenten hin unter⸗ 
nahm es Mitte der achtziger Jahre das Reichs⸗ 
amt des Innern, die Herſtellung einer ſolchen 
Nachweisung der geſchützten Waarenzeichen in die 
ege zu leiten. Das Unternehmen kam auch zu 
tande. Die Nachweiſung erſchien für die vor⸗ 
gufgegangenen Jahre in drei ſtarken Bänden und 
dann in jedem Jahre eine Ergänzung er⸗ 
fahren, Als Nachschlagebuch hat es den Handels⸗ 
ammern und wirthſchaftlichen Vereinigungen die 
beſten Dienſte geleitet. Seine Fortſetzung dürfte 
jeet überflüſſig werden, weil durch das neue Ger 
ſetz eine Zentralſtelle im Patentamte geſchaffen 
wird, bei der ſämmtliche Anmeldungen eingehen 
und der auch die Prüfung über die etwaige Ver⸗ 
letzung ſchon erworbener Rechte übertragen wer⸗ 
den ſoll 
Nach der bereits erwähnten der Silber⸗ 
kommiſſion vorgelegten Arbeit des Geh. Oberberg⸗ 


Dann 
folgte jedoch ein allmäliges Sinken der Gold⸗ 


werden 


gewinnung, welche 0 
144 700 Kilogramm betrug, während andererſeits 
die Silbergewinnung in ſtetiger, anſehnlicher 
Steigerung verblieb und 1883 bereits 270000 
Kilogramm erreichte. In den letzten 10 Jahren 
hat letztere ſich in raſch ſteigendem Maße weiter 
erhöht. Gleichzeitig iſt aber auch in der Gold⸗ 
gewinnung eine derartige Wendung zum Beſſeren 
eingetreten, daß die Durchſchnittshöhe des gold⸗ 
reichſten Jahrzehnts 1850 60 wieder erreicht, ja 
bereits erheblich überſchritten iſt. Dabei ſind in 
den Verhältniſſen des Goldgewinnungsbetriebes 
weſentliche und günſtige Aenderungen eingetreten. 
Die wichtigſte derſelben iſt die Erſchließung neuer 
Goldfeder in Transvagl, und die außerordentlich 
ſchwunghafte Entwickelung eines regelrechten Gold⸗ 
bergbaues in denſelben, durch welche dieſes Land 
in die Reihe der wichtigſten Goldgewinnungs⸗ 
gebiete eingetreten iſt. - 

Die Geſammtgewinnung aller Länder an 
Gold hat im Jahre 1892 betragen 196 814 Kilo⸗ 
gramm. Davon kommen auf Auſtralien 25,9 Pro⸗ 
zent, Vereinigte Staaten Nordamerikas 25,2 Pro⸗ 
zent, Rußland 18 Prozent, Afrika 16,9 Prozent, 
alle übrigen Länder 14 Prozent. Die Ergebniſſe 
des Jahres 1893 liegen für Transvaal vor., Dort 
iſt eiue Steigerung gegen 1892 um 8380 Kilo⸗ 
gramm erzielt. Nach einer vorläufigen Schätzung 
wird in den Vereinigten Staaten eine Steigerung 
um etwa 4000 Kilogramm erwartet. Beſtätigen 
ſich die Schätzungen, welche von Sachkundigen 
über die Zunahme der Goldgewinnung angeftellt 
ſind, jo würde die Geſammtgoldgewinnung aller 
Länder im Jahre 1893 ſich auf 213 000 Kilo⸗ 
gramm belaufen und alle bisherigen Leiſtungen 
übertroffen haben. 

Die Geſammtgewinnung aller Länder an 
Silber hat im Jahre 1892 betragen 4 708 815 
Kilogramm. Von Ländern mit einer 100.000 
Kilogramm überſchreitenden Leiſtung waren be⸗ 
theiligt: Vereinigte Staaten von Nordamerika mit 
38,2 Prozent, Mexiko mit 30,1 Prozent, Auſtralien 
mit 8,8 Prozent, Bolivia mit 7,9 Prozent und 
Deutſchland mit 3,8 Prozent, alle übrigen Länder 
mit 11,2 Prozent. Im Vergleich mit dem Ver⸗ 
hältniß der jährlichen Gewinnung von Silber zu 
Gold in dem Durchſchnittsbetrage des Jahrzehnts 
1850—60 dem Gewichte nach von rund 47: 1 
iſt demnach im Jahre 1892 ein Verhältniß von 
annähernd 24,2: 1 eingetreten. Die Höhe der 
Silbergewinnung im Jahre 1893 iſt nicht bekannt. 
In dem Gebiet der Vereinigten Staaten Nord⸗ 
amerikas, welches in derſelben allen anderen 
Ländern voranſteht, dürfte dieſelbe nach einer vor⸗ 
läufigen Schätzung des Münzdirektors ungefähr 
die gleiche Höhe wie in 1892 erreicht haben. 
In den übrigen Gewinnungsgebieten dürfte ſich 
11 im Ganzen eine Verminderung er⸗ 
geben. 

' Die Frage der Veranſtaltung einer 
periodiſchen ausführlichen Konkursſtatiſtik iſt durch 
die geſtern vom Reichstage gelegentlich der Be⸗ 
rathung über die Novelle zur Konkursordnung an⸗ 
genommene Reſolutiou wieder in Anregung ge⸗ 
bracht. Bis zum Jahre 1891 war die das Kon⸗ 
kursweſen betreffende Statiſtik mit geringen Aus⸗ 
nahmen in ihren Erhebungsgegenſtänden über den 
Rahmen einer bloßen Geſchäſtsſtatiſtik nicht 
hinausgegangen. Die Landesſtatiſtiken einzelner 
Bundesſtaaten waren, wenn ſie zum Theil auch 
eingehender waren, doch nach deuſelben Grundſätzen 
aufgeſtellt. Erſt neuerdings iſt das kaiſerliche 
Statiſtiſche Amt dazu übergegangen, eine von 
volkswirthſchaftlichen Geſichtspunkten ausgehende 
Konkursſtatiſtik zu veröffentlichen, welche mit hin⸗ 
reichender Genauigkeit eine Reihe wichtiger kon⸗ 
kursſtatiſtiſcher Angaben, ſo namentlich über die 
Gemeinſchulduner (Einzelperſonen, Nachlaſſe, 
Handelsgeſellſchaften u. ſ. w., Beruf oder Ge⸗ 
werbe, Wohnſitz), über die Zeit der Konkurser⸗ 
offnung, Zeit und Art der Beendigung und über 
die Dauer der Konkurſe enthält. Es war bereits 
in Ausſicht genommen, dieſe Statiſtik fortlaufend 
erſcheinen zu laſſen. Wenn nunmehr die Auf⸗ 
forderung des Reichstages an den Bundesrath 
hinzukommt, ſo darf wohl erwartet werden, daß 
aus dieſer Anregung vielleicht noch weitere Ge⸗ 
ſichtspunkte in die Konkursſtatiſtik aufgenommen 
werden. Zu wünſchen iſt jedenfalls, daß auf 
dieſem Gebiete nach möglichſt vielen Richtungen 
die größte ziffernmäßige Klarheit herrſcht. Für 
Jeden, dem nur einigermaßen die Stimmung in 
den gewerbetreibenden Kreiſen bekannt geworden 
iſt, kann darüber kein Zweifel ſein, daß eine Aende⸗ 
rung unſerer Konkursordnung ſchon für eine nahe 
Zeit in recht umfangreichen Punkten gewünſcht 
wird. Für eine Novelle zur Konkursordnung 
aber wäre eine genaue, vielſeitige Statiſtik die 
Vorausſetzung. i 

Altona, 19. April. Die ſozialiſtiſche Partei 
ſtellte heute den Zigarrenſortirer von Elm, 
Hamburg, als Kandidaten des ſechſten ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Reichstags⸗Wahlkreiſes auf. Der⸗ 
ſelbe wurde bisher vom Grafen Moltke vertreten. 

Koburg, 19. April. Wegen des Regen⸗ 
wetters wurde die Illumination auf morgen 
verſchoben. Die Feſtvorſtellung begann um 9 
Uhr. Als der Kaiſer erſchien, brach das Publikum 
in ein dreifaches Hoch aus und ſang ſtehend die 
Nationalhymne. Der Kaiſer war gugenſcheinlich 
in guter Stimmung und unterhielt ſich lebhaft 
mit dem neben ihm ſitzenden Großfürſten 
Wladimir. Die Königin Viktoria, Kaiſerin 
Friedrich und Herzogin Marie waren nicht an⸗ 
weſend. Gegeben wurde der erſte Akt der 
„Bajazzi“, „In Zivil“ und der zweite Akt des 
„Fliegenden Holländer“. 

Darmſtadt, 19. April. Der Großherzog hal 
zweihundert Verurtheilte ganz oder theilweiſe be⸗ 
gnadigt. Beſonders find bei dieſer Amneſtie die⸗ 
jenigen berückſichtigt worden, deren Straſthat keine 
ehrloſe Geſinnung verrieth. 


Oeſterreich⸗Ungarn. 

Der jungezechiſche Reichsrathsklub hat am 
Dienſtag den Abgeordneten Vaſchaty, Schamane 
und Brzezwaski wegen ihrer Ausſchreitungen im 
öſterreichiſchen Abgeordnetenhaus einen Verweis 
ertheilt. Der Klub hat erklärt, daß dieſe Drei 


im Jahre 1883 nur noch 


Frankreich. 

Paris, 19. April. Die außerparlamentariſche 
Marine⸗Delegation, welche ſich nach Toulon be⸗ 
geben hatte, nahm von dem Berichte des Depu” 
tirten Thomſon über die Frage der Getreidedieb⸗ 
ſtähle Kenntniß. Thomſon kommt in feinem Be⸗ 
richte zu dem Schluſſe, daß weder ein Diebſtahl 
noch ein Diebſtahlsverſuch ſtattgefunden hat, be⸗ 
tont aber die Unordnung in der Verwaltung und 
den Mangel an Auſſicht. 


Spanien und Portugal. 


Liſſabon, 19. April. Die bisher bekannt 
gewordenen 171 Wahlreſultate ergaben für die 
Regierung eine Majorität von 40 bis 50 Stim⸗ 
men. Es ſind 50 Progreſſiſten und 2 Republi⸗ 
kaner gewählt worden. Die noch fehlenden 
Wahlen können an dem Geſammtergebniß nichts 
mehr ändern. 


Großbritannien und Irland. 


London, 19. April. Für morgen wird eine 
wichtige Debatte über die Apanage des Herzogs 
von Koburg erwartet. Die Regierung wird er⸗ 
klären, daß ihre Hände durch den Vertrag mit der 
ruſſiſchen Regierung gebunden ſind, der bei des 
Prinzen Vermählung mit der Zarentochter abge⸗ 
ſchloſſen wurde. Dieſer Vertrag könne nur mit 
Einwilligung Rußlands aufgehoben werden. Eng⸗ 
land habe überdies ein gutes Geſchäft dadurch ge⸗ 
macht, daß der Herzog von Koburg freiwillig auf 
15000 Pfund von den ihn vom Parlament be⸗ 
willigten 25000 Pfund verzichtete. Die Regie⸗ 
rung wird die Vertrauensfrage ſtellen. 

London, 19. April. In der heutigen Ver⸗ 
ſammlung der Primroſe⸗Liga erklärte ſich Lord 
Salisbury zu Gunſten der Schaffung einer grö⸗ 
ßeren Anzahl lebenslänglicher Oberhaus⸗Mitglieder. 
Jede Reform des Oberhauſes müſſe auf Grund⸗ 
lage der jetzigen Organiſation erfolgen, da es ſonſt 
berechtigt wäre, die Befugniſſe eines Repräſen⸗ 
tantenhauſes zu beanſpruchen. 

Nach einer Meldung des „Reuter 'ſchen Bu⸗ 
reaus“ aus Vryburg beſtätigen dort eingelaufene 
Nachrichten die Angriffe des Namaquahäuptlings 
Hendrik Slammert auf die Betſchuanas in Kala⸗ 
hari. 70 Betſchuanas, darunter Frauen und 
Kinder, wurden niedergemetzelt, ebenſo eine Fa⸗ 
milie der Burenanſiedler. 

London, 19. April. Unterhaus. Der Chef⸗ 
Sekretär für Irland brachte ein Bill, betreffend 
die exmittirten iriſchen Pächter, ein. In derſelben 
wird die Errichtung eines Gerichtes von drei 
Schiedsrichtern vorgeſchlagen, welches die Geſuche 
der Pächter um Wiedereinſetzung unterſucht. Wenn 
das Gericht glaubt, daß ein Fall vorliegt, der für 
die Wiedereinſetzung ſpricht, ſo erläßt es einen be⸗ 
dingungsweiſen Wiedereinſetzungsbeſehl. Iſt der 
Gutsbeſitzer damit einverſtanden, ſo erfolgt die 
Wiedereinſetzung. Im Falle von Einwänden 
unterſucht das Gericht dieſelben und macht den 
Befehl endgültig oder hebt denſelben wieder auf. 
Das Schiedsgericht ſtellt einen angemeſſenen Pacht⸗ 
zins feſt, wenn der Gutsbeſitzer damit einverſtanden 
iſt; andernfalls geſchieht das durch das Land⸗ 
gericht. Ein zweijähriger rückſtändiger Pachtzins 
wird zur Hälfte vom Pächter, zur anderen Hälfte 
vom Staate bezahlt. Der Grundbeſitzer kann den 
Pächter zum Kaufe der Pachtgüter zwingen, der 
Pächter kann aber nicht den Verkauf des Pacht⸗ 
gutes erzwingen. Die vorſtehenden Beſtimmungen 
beziehen ſich auf das Land, welches der Grund⸗ 
beſitzer bewohnt. Was dagegen das Land betrifft, 
welches der neue Pächter bezogen hat, ſo bedeutet, 
falls der neue Pächter die Wiedereinſetzung beau⸗ 
ſtandet, dieſe Beanſtandung eine vollſtändige 
Sperre, ſo lange der neue Pächter auf dem Pacht⸗ 
gut verbleibt. Beanſtandet der neue Pächter die 
Wiedereinſetzung nicht, ſo ſtellt das Schiedsgericht 
die Entſchädigung feſt, welche ihm für die Ab⸗ 
tretung des Pachtgutes zu zahlen iſt. Für die 
Zwecke der Bill wird aus dem iriſchen Kirchen⸗ 
ſond ein Fond von 100 000 Pfund errichtet. Der 
britiſche Steuerzahler wird nur für die Gehälter 
der Beamten herangezogen. Die Bill iſt beſtimmt, 
eine tiefe Wunde in den ſozialen Verhältniſſen 
Irlands zu heilen. — Balfour wünſcht ſehr, die 
Frage gelöſt zu ſehen, glaubt aber, daß die Vor⸗ 
lage zu großen Debatten führen und die ernſteſten 
Probleme aufwerfen werde. — Harrington (Par⸗ 
nellit) erklärt ſich entſchieden gegen die Vorlage, 
die keine Löſung der Frage ſei, ſondern die Zu⸗ 
ſtände verſchlimmere. 


Dänemark. 


Der Vorſitzende des däniſchen Haidekultur⸗ 
vereins, Oberſt⸗Lieutenant Enrico Mylius v. Dal⸗ 
gas iſt am Montag zu Aarhus im Alter von 65 
Jahren geſtorben. Er war ein um Dänemark 
hochverdienter Mann. In einem friedlichen Kampf 
mit Hacke und Spaten gegen die ſtarre Haide hat 
er für Dänemark ein neues Land erobert. Oberſt⸗ 
Lieutenaut v. Dalgas war in Neapel geboren, kam 
aber in ſeiner Jugend nach Dänemark. Am 28. 
März 1866 trat er an die Spitze des däniſchen 
Haidekulturvereins, und als die Geſellſchaft im 
Jahre 1891 ihr 25jähriges Jubiläum beging, 
konnte eine kleine prunkloſe Feſtſchrift von großen Re⸗ 
ſultaten erzählen. Von den 130 Quadratmeilen Haide⸗ 
bodens, welche ſich vor 1866 in Jütland befanden, 
waren 50 Quadratmeilen der Kultur unterzogen. 
In Ackerland waren 30 Quadratmeilen, in Wie⸗ 
ſenland 8, und in Plantagen 12 Quadratmeilen 
umgewandelt. Und alles dieſes war ohne nennens⸗ 
werthen Beiſtand des Staates geſchehen; die Bei⸗ 
hülfen aus Staatsmitteln betrugen in 25 Jahren 
nur 400 000 Kronen. Mit der Politik hat von 
Dalgas ſich wenig befaßt; er wurde 1876 zum 
Reichstagsabgeordneten gewählt, legte aber bald 
darauf ſein Mandat nieder. Seine Verdienſte 
um die däniſche Haidekultur wurden weit über 
die Grenzen des Landes geſchätzt und nach däni⸗ 


ohne Wiſſen und Willen des Klubs im Hauſe in ſchem Muſter wurde auch der ſchleswig⸗holſteiniſche 
einer Weiſe geſprochen hätten, wie laut Klub⸗ Haidekulturvereiu gegründet. 


beſchluß nicht hätte geſprochen werden ſollen. Die 


raths Hauchecorne über die gegenwärtige Lage der genannten Abgeordneten wurden aufgefordert, ſich 


Edelmetallgewinnung der Erde 


hatte die letztere in Zukunſt an die 


Klubbeſchlüſſe zu halten. Eduard 


n dem Jahezeynt 1850 bis 1860 mit einer durch⸗ Gregr wurde nicht genaunt. 


Serbien. 
Belgrad, 19. April. Im diplomatiſchen 
Dienſt ſtehen gutem Vernehmen nach folgende 


. 
* 


Konſtantinopel. Riſta 

Danitſch wird Generalkonſul in Peſt und Barlo⸗ 

9 unter Beförderung, Geſchäftsträger in 
erlin. 


Stettiner Nachrichten. 
Stettin, 20. April. Nach längerer Pauſe 
fand geſtern Abend wieder eine Bürger⸗Ver⸗ 
ſammlung im El Saale des Konzert⸗ 
hauſes ſtatt. Herr Oberlehrer R. Graßmann 
eröffnete dieſelbe bald nach 8 Uhr und gab ſodann 
in einem Rückblick auf die letzten Wochen eine 
Ueberſicht der Geſchehniſſe ſeit der letzten Ver⸗ 
ſammlung am 2. Februar d. J. U. A. erwähnte 
Redner, daß er wegen der im „Volksboten“ und 
im „General⸗Anzeiger“ gegen ihn gerichteten An⸗ 
griffe den Weg der Klage beſchritten habe. 
Darauf erhielt der Stadtverordnete Dr. 
Koliſch das Wort zu ſeinem Vortrage über 
„Die Würde und Ehre eines Stadt⸗ 
verordneten“; derſelbe führte nach einigen 
einleitenden Worten etwa Folgendes aus: Hoch⸗ 
geehrte Verſammlung! Mir iſt ſpeziell die Auf⸗ 
gabe zugefallen, das Loblied näher zu beleuchten, 
welches Herr Dr. Scharlau in der oft ge⸗ 
nannten Kommunalwähler⸗Verſammlung über die 
Geſchäftsordnung für die Stettiner Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung angeſtimmt hat. In 
den Beſtimmungen der Geſchäftsordnung kommt 
ja am deutlichſten zum Ausdruck, wie die herr⸗ 
ſchende Mehrheit über die Würde und Ehre eines 
Stadtverordneten denkt. Es kann heute nicht 
meine Aufgabe ſein, die geſammte Geſchäfts⸗ 
ordnung ausführlich zu beſprechen, ſondern ich 
werde mich darauf beſchränken, diejenigen Be⸗ 
ſtimmungen hervorzuheben, welche mir mit der 
Würde und Ehre eines Stadtver⸗ 
ordneten, ſowie mit dem Intereſſe der 
Steuerzahler nicht vereinbar erſcheinen. 
Unter den Beſtimmungen der Geſchäftsordnung 
fallen beſonders diejenigen über den Ordnungs⸗ 
ruf auf, welche dahin lauten, daß ein Stettiner 
Stadtverordneter, welcher während eines 
Jahres 3 Mal zur Ordnung gerufen worden 
iſt, für eine beſtimmte Zeit oder fr die Dauer 
der Wahlperiode, mit Schimpf und 
Schande aus der Verſammlung ausgeſtoßen wer⸗ 
den kann. Herr Dr. Schar bau ſagt darüber 
nach dem ſtenographiſchen Bericht der „Neuen 
Stettiner Zeitung“ wörtlich Folgendes: „In dieſer 
Beſtimmung ſehen die Herren Dr. Koliſch und 
Malkewitz eine unwürdige Stellung der 
Stadtverordneten. (Sehr richtig!) Das Gegen⸗ 
theil iſt der Fall; die Verſammlung legt ſich 
vielmehr eine hohe Würde bei, indem ſie 
die Ordnungsverletzung ſtrenger ahndet als die 
meiſten Parlamente.“ (Widerſpruch.) Ich war 
bisher immer der Meinung, daß man ſich Würde 
nicht beilegen müſſe, ſondern Würde müſſe 
manbeſitzen. (Sehr richtig!) Jedenfalls ſteyt ſeſt, 
wenn man Würde beſitzt, jo hat man nicht nöthig, 
ſich dieſelbe durch irgend welche äußeren Mittel 
beizulegen; legt man ſich aber Würde 
bei, ohne ſie zu beſitzen, ſo iſt man ein 
Heuchler oder Blender, der ſeine Mitmenſchen zu 
täuſchen verſucht. (Sehr richtig!) Jynen Allen, 
meine Herren, ſind aus der Weltgeſchichte die 
Namen von Tyrannen bekannt, welche ſich in 
ihrer Stellung nicht anders behaupten zu können 
glaubten, als daß ſie die kleinſten Vergehen mit 
den ſchwerſten Strafen belegten. Warum thaten 
ſie dies? Weil ihnen das Anſehen und die Würde 
fehlten, welche zur Behauptung ihrer Stellung 
erforderlich ſchienen. In einer ähnlichen Ver⸗ 
faſſung als Stettiner Stadttyrannen ſcheint ſich 
nach den eigenen Aeußerungen des Herrn Dr. 
Scharlau leider auch die herrſchende Mehrheit 
der Stadtverordneten zu befinden. (Heiterkeit. ) 
Herr Dr. Scharlau rühmt die Stettiner Stadt- 
verordneten⸗Verſammlung, daß ſie den Ordnungs⸗ 
ruf ſtrenger ahnde als „die meiſten Parlamente“. 
An ſich, meine Herren, iſt das ohne Zweifel 
richtig. Der Ihnen allen bekannte deutſch⸗freifinnige 
Parlamentarier Eugen Richter, der Fraktionsge⸗ 
noſſe der Herren Dr. Scharlau und Amelung, er⸗ 
hielt während der einen Reichstagsſeſſion nicht 
weniger als zwei Dutzend Ordnungsrufe, ohne 
daß er dadurch ſeine Stellung als Abgeordneter 
einbüßte. Wäre derſelbe Herr in Stettin Stadt⸗ 
verordneter geweſen, ſo hätte er das Vergnügen 
haben können, wegen derſelben Zahl von Ordnungs⸗ 
rufen von ſeinen eigenen Fraktionsgenoſſen nicht 
weniger als acht Mal aus der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung hinausgeworfen zu werden. (Große 
Heiterkeit.) Herr Dr. Scharlau hat daher Recht, 
wenn er jagt; Die Stettiner Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung ahnde den Ordnungsruf ſtrenger 
als die meiſten Parlamente. Er hätte noch hin⸗ 
zufügen können, daß in keiner anderen Som: 
mune der preußiſchen Monarchie derartige Be⸗ 
ſtimmungen über den Ordnungsruf exiſtiren. 
(Hört!) Ueberall wird ein mehrmaliger Ord⸗ 
nungsruf bei der Debatte über denſelben Ver⸗ 
handlungsgegenſtand nur mit Wortent⸗ 
ziehung beſtraft. Ein dreimaliger Ordnungs⸗ 
ruf während eines Jahres wird überhaupt nicht 
beſtraft, während er in Stettin mit dem Aus⸗ 
ſchluß aus der Versammlung, d. h. mit dem 
höchſten Schimpfe bedroht wird, der einem 
Stadtverordneten überhaupt widerfahren kann. 
(Hört, hört!) Dieſe Ausnahmeſtellung ſcheint 
mir mit der Würde und Ehre eines Stadtverord⸗ 
neten nicht vereinbar zu ſein. (Sehr richtig!) 
Und nun, meine Herren, ftellen Sie einmal in 
Gedanken die Stadtverordneten⸗Verſammlungen 
der übrigen preußiſchen Kommunen derjenigen von 
Stettin gegenüber. Glauben Sie wirklich, daß 
alle übrigen Stadtverordneten Verſammlungen in 
Preußen zu den thörichten Jungfrauen gehören 
(Heiterkeit! !) und daß allein die von Herrn Dr. 
Scharlau geleitete Stettiner Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung zu den klugen Jungfrauen gehört, 
weil ſie durch drakoniſche Beſtimmungen ſich eine 
Würde beigelegt hat, die ſie nicht beſitzt. (Hört!) 
Auf welcher Seite befindet ſich die wahre Würde. 
Auf Seiten der Stettiner Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
lung oder auf Seiten der Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung der andern Städte? Sie werden nicht 
zweifelhaft ſein, die Würde den Stadtverordneten⸗ 
Verſammlungen der übrigen preußischen Kommu⸗ 
nen zuzuerkennen, welche jo rigiroſer Strafen für 
ihre Mitglieder nicht bedürſen. (Sehr richtig!) 
Herr Dr. Scharlau ſagte weiter: „Der Aus⸗ 
ſchließungsparagraph iſt nie zur Anwendung ge- 
kommen“. Ja, meine Herren, wenn man erſt 
weiß, daß bei allen Debatten in der Stettiner 


Stadtverordneten⸗Verſammlung ſozuſagen die Knute ziehen“. 


an der Wand 


Steitag, 20. April 1891. 
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5 d hängt, ſo hütet man ſich wohl, ihre 
Wirkſamkeit zu erproben. Die Meiſten ſchweigen 
eben dann oder treten jedenfalls ſo leiſe auf, daß 
von einer energiſchen und wirkſamen Ausübung 
ihres Amtes nicht die Rede ſein kann. Für die 
herrſchende Mehrheit iſt ein ſolcher Maulkorb⸗ 
Paragraph ſehr angenehm; eine andere Frage 
aber iſt es, ob er im Intereſſe der 
Steuerzahler liegt; und dieſe Frage muß 
ich verneinen! (Sehr richtig!) Die Steuerzahler 
haben das dringendſte Intereſſe daran, daß 
ihren Stadtverordneten die Redefreiheit nicht durch 
ſolche Mittel beſchränkt werde. (Sehr richtig!) 


Herr Dr. Scharlau ſagt weiter: „In den 


23 Jahren, in denen ich der Verſammlung an⸗ 
gehöre, erinnere ich mich nur an 7 Ordnungs⸗ 
rufe, zwei erhielt ein Mitglied der Bürgerpartei, 
Herr Weyer, einen Herr R. Graßmann, 
einen Herr Tietz und drei Herr Dr. Koliſch, 
von denen ihm einer auf Berufung an die Ver⸗ 
ſammlung erlaſſen wurde.“ Herr Dr. 
Scharlau wollte ſeine Zuhörer über die geringe 
Zahl von Ordnungsrufen aufklären, welche in die⸗ 
ſer langen Zeit erkheilt find. Dazu hätte es ge⸗ 
nügt, die Zahl derſelben zu nennen. Wenn er 
nun auch noch die Namen der Stadtverordneten 
nennt, welche die Ordnungsrufe erhalten haben, 
ſo zeugt dies nicht gerade von beſonderem Takt! 
Herr Dr. Scharlau verband aber damit einen 
beſtimmten Zweck; denn unter den Stadtverord⸗ 
neten, welche die Ordnungsrufe erhalten haben, 
befindet ſich nur ein Mehrheitsmitglied, die übri⸗ 
gen gehören der Minorität an. So mußte es na⸗ 
türlich ſeinen Zuhörern ſcheinen, als ob die „Rauh⸗ 
beine“, um mit Herrn Dr. Amelu ng zu reden, 
auf Seiten der Minorität zu ſuchen ſeien. Der 
wahre Sachverhalt ſoll Ihnen ſofort vor Augen 
geführt werden. Herr Dr. Scharlau hat be⸗ 
züglich meiner Perſon erwähnt, ich hätte 3 Ord⸗ 
nungsrufe erhalten, von denen mir einer auf Be⸗ 
rufung an die Versammlung „erlaf ſen“ wor⸗ 
den ſei. Nach dieſer Aeußerung muß jeder Hörer * 
oder Leſer glauben, ich hätte wieder einmal ver⸗ 
dientermaßen einen Ordnungsruf erhalten, doch 
auf meine Berufung an die Verſammlung ſei mir 
derſelbe im Gnadenwege „erlaſſen“ worden. 
Die Sache verhält ſich in Wahrheit ſo. Ich 
wurde bei einer Gelegenheit von dem ſtellvertreten⸗ 
den Vorſteher, Herrn Waechter, zur Ordnung ge⸗ 
rufen, ohne daß ich einen unparlamentariſchen Aus⸗ 
druck gebraucht hatte, und proteſtirte gegen den Ord⸗ 
nungsruf. Mehrere Mitglieder der Mehrheit, 3. B. die 
Herren Rechtsanwalt Ritſchl und Juſtizrath 
Werner traten für mich ein und erklärten den 
Ordnungsruf als „zu Unrecht“ ertheilt. Herr 
Herr Waechter, nicht ich, appellirte an die 
Verſammlung, und dieſe entſchied als die höhere 
Inſtanz mit überwältigender Mehrheit, daß der 
Ordnungsruf „unberechtigt“ ſei. Darauf zog 
Waechter den Ordnungsruf zurück und 
legte aus Aerger ſein Amt nieder. Der von Herrn 
Waechter mir zugedachte Ordnungsruf iſt 
alſo gar nicht rechtskräftig geworden, und daß 
Herr Dr. Scharlau dieſes Ordnungsrufes 
überhaupt Erwähnung thut, iſt wieder ein Be⸗ 
weis, mit wie verwerflichen Mitteln derſelbe 
kämpft. (Hört!) Wenn er aber hinzufügt, der 
fragliche Ordnungsruf ſei mir „erlaſſen“ 
worden, etwa wie einem zu einer gerichtlichen 
Strafe Verurtheilten dieſe im Gnadenwege erlaſſen 
wird, ſo iſt dies eine Entſtellung der Thatſachen; 
denn eine definitive Verurtheilung zum Ordnungs⸗ 
ruf war überhaupt nicht erfolgt. Herr Dr. 
Scharlau durfte alſo anſtändiger Weiſe nur 
2 Ordnungsrufe erwähnen, die mir ertheilt wor⸗ 
den ſind. Von dieſen fällt aber nur einer auf 
eine öffentliche Sitzung, der zweite wurde mir in 
einer geheimen Sitzung ertheilt. Nun iſt es den 
Stadtverordneten durch einen Paragraphen der 
Geſchäftsordnung bei Strafe eines Ordnungsrufes 
unterſagt, über die in geheimer Sitzung ſtattge⸗ 
habten Debatten zu ſprechen; ein Theil der De⸗ 
batten iſt aber unzweifelhaft der Ordnungs⸗ 
ruf. (Sehr richtig!) Ich kann daher nur 
meine Verwunderung ausſprechen, daß Herr 
Dr. Scharlau dieſen in geheimer Sitzung er⸗ 


theilten Ordnungsruf in einer öffentlichen Wähler⸗ 


Verſammlung unter Nennung meines Namens 
erwähnt hat. 


nachträglich ſelbſt zur Ordnung. (Große Heiterkeit.) 
Wenn Herr Dr. Scharlau dieſen in geheimer 
Sitzung ertheilten Ordnungsruf erwähnt, ſo hätte 
er nur auch hinzufügen ſollen, aus welchem An⸗ 
laß mir derſelbe ertheilt worden iſt. Dann würden 


die Zuhörer erkannt haben, daß ich mich auch = 


dieſes Ordnungsrufes nicht zu ſchämen habe. Ich 
kann Ihnen verſichern, meine Herren, daß nicht 
nur Mitglieder meiner Fraktion, ſondern auch ein 
Theil der Gegner mir nachträglich ihre Zu⸗ 
ſtimmung ausgeſprochen haben, daß ich einen 
gänzlich unberechtigten Angriff auf meine Perſon 
mit dem rechten Worte zurückgewieſen habe. Auf 
die Sache ſelbſt möchte ich nicht eingehen, da ich 


mich durch die Beſtimmung der Geſchäftsordnung a 


gebunden fühle. Während der mehr als 5 Jahre, 
welche ich der Stadtverordneten⸗Verſammlung an⸗ 
gehöre, ſind in öffentlicher Sitzung nur zwei 
Ordnungsrufe ertheilt worden, einer an Herrn 
Graßmann fen und einer an mich. Herr 
Graßmann ſen. hatte dem Stadtſchulrath 


Dr. Kroſta „Unwahrheit“ vorgeworfen wegen 


deſſen Aeußerung, „ich ginge auf die Dörfer, um 
die für den ſtädtiſchen Dienſt gewählten Lehrer 
gegen ihn aufzuhetzen“. Herr Dr. Scharlau 
rief Herrn Graßmann zur Ordnung. Dieſer 
proteſtirte dagegen, da er nicht von „bewußter“ 
Unwahrheit geſprochen habe. Dr. Scharlau 
erwiderte, er habe geglaubt, daß Herr Graßmann 
„bewußte“ Unwahrheit „gemeint“ habe. Herr 
Graßmann entgegnete mit Recht, der Vor⸗ 
ſteher habe nichts zu meinen, ſondern feine Worte 
ſo zu nehmen, wie fie geſprochen ſeien; trotz⸗ 
dem hielt Herr Dr. Scharlan den 
Ordnungsruf aufrecht. Ich ſelbſt erhielt den 
Ordnungsruf für folgende Aeußerung. Ich hatte 
in einer Sitzung konſtatirt, daß der Magiſtrat 
wiederholt das Geldbewilligungsrecht der Ver⸗ 
ſammlung verletzt habe, und ſchloß mit den 
Worten, ich müßte dagegen Proteſt einlegen, daß 
das „Geldbewilligungsrecht der Verſammlung 
ſeitens des Magiſtrats fortgeſetzt mit Füßen gr 
treten“ werde. Für dieſen Ausdruck erhielt ich den 
Ordnungsruf. Herr Dr. Scharlau hat es 

nun wohlweislich unterlaſſen, feinen Zuhörern 
mitzutheilen, welche Ausdrücke von der Gegenſeite 
gefallen ſind. Gegen mich ſelbſt wurde, wie er⸗ 
wähnt, der gehäſſige Ausdruck aufhetze u ges 
braucht. Gegen Herrn Graßmann ſen. brauchte 
Herr Sieber den Ausdruck „in den Kot) 
Und als Herr Graßmann da⸗ 


Vielleicht ruft ſich Herr Dr. 
Scharlau, wenn er mein Monitum Tief, noch 


am nochmals mit dem Ausdruck des Herrn Dr. 


= Ihrem Urtheile nichts hinzuzufügen. 


darauf heute näher einzugehen. 
tationen betrifft, fo it Ihnen ja aus den Ver⸗ 

handlungen der Stadtverordneten bekannt gewor⸗ 
den, daß z. B. Herr Stadtrath Bock kurz vor 
ſeiner Penſionirung ſich bei der Gasanſtalt einer 


jedes Organ. 
Stadtverordneten den Sitzungen der Kommiſſionen, 


verordnetenverſammlung gehört. 


. läge die Sache leider ganz anders. 


erklärte Herr Dr. S charla u, glauben, daß durch die jetzigen ſtrengen Beſtim⸗ 


gegen proteſtirte, | t 
der Ausdruck „in den Koth ziehen“ ſei keine mungen über den Ordnungsrüf die Verhandlun⸗ 
Beleidigung, ſondern ein Urtheil (Gelächter), als gen in unſerer Stadtverordnetenverſammlung ſich 
ob es nicht beleidigende Urtheile der ſchlimmſten über dem Niveau der Verhandlungen in andern 


Art gebe. Bei der Berathung wegen Ausleihung Städten bewegten. Jedes Ding habe ſeine zwei 
ſtädtiſcher Gelder auf Hypotheken entſpann ſich Seiten! Die dem Herrn Vorſteher ja bekannten 
mehrfach eine Währungsdebatte. Als ein Mit⸗ Folgen, welche ein mehrmaliger Ordnungsruf mit 
glied der Minorität, Herr Malkewitz, für den ſich bringe, legten ihm die Verpflichtung auf, den⸗ 
Bimetallismus eingetreten war, ſprach der Geh. ſelben nur im äußerſten Falle zu ertheilen! Man 
Kommerzienrath Haker von bimetalliſtiſchem könne dieſe Unluſt des Herrn Vorſtehers, von dem 
„Unverſtand“, Herr Dr. Amelung ſogarOrdnungsrufe Gebrauch zu machen, vollſtändig 
von „Raub und Diebſtahl“. Nun ver⸗ verſtehen. Es ſei eben noch niemals eine Probe 
gleichen Sie, meine Herren, die auf Seiten der auf das Exempel gemacht, was denn nun ge⸗ 
Minorität gebrauchten Ausdrücke „Unwahrheit“ ſchehe, wenn wirklich Jemand wegen dreimaligen 
und „das Geldbewillungsrecht mit Füßen treten“ Ordnungsrufes aus der Verſammlung ausge⸗ 
mit den Ausdrücken der Majorität: „aufhetzen“, ſchloſſen würde. Nach des Redners Anſicht müßte 
„in den Koth ziehen“, „Unverſtand“, „Raub und der betreffende Stadtverordnete ein Handwerk ſehr 
Diebſtahl“. Wo find nun wohl die „Rauhbeine“, ſchlecht verſtehen, wenn er nicht bei der nächſten 
Wahl mit um deſto größerer Sicherheit wieder 
gewählt werde, je größer der Eklat geweſen, mit 
dem er aus der Verſammlung hinaus gewieſen 
ſei! (Heiterkeit und Zuſtimmung.) Der Herr Vor⸗ 


Amelung zu reden? Auf Seiten der Mi⸗ 
norität oder auf Seiten der Majorität? 
(Zuruf: Auf Seiten der Majorität!) Ich habe 


der ſchönen Worte ſtreben 


Herr Dr. Scharlau hat dann noch viel 
Rühmliches über die Organiſation und die Erfolge 
der ſtädtiſchen Verwaltung geäußert, ſpeziell über 
die Deputationen und Stadtverordneten⸗ 

Kommiſſionen. Ich muß es mir verſagen, 
Was die Depu⸗ 


Etatsüberſchreitung von etwa 88 000 Mark ſchul⸗ 
dig gemacht hat, ohne daß die Gasanſtalts⸗Depu⸗ 
tation davon etwas gewußt hat. (Hört! Hörl!) 
Der Magiſtrat bezw. der Stadtrath Ra b bo w 
hat gegen den Beſchluß der Stadtver⸗ 
ordneten die Waſſermeſſer eingeführt und den 
Hausbeſitzern die Waſſerleitungs⸗Kontrakte gekün⸗ 
digt, ohne die Waſſerleitungs⸗Deputation auch 
nur einer Mittheilung zu würdigen. Auf eine be⸗ 
ſonders rühmliche Stellung der Deputation läßt 
dies kaum ſchließen. (Hört) Was nun die 


Stadtverordneten⸗Kommiſſionen betrifft, ſo kon⸗ 


trollirt die Rechnungs⸗Abnahme⸗Kommiſſion nur 


die ſeit Jahr und Tag ausgeführten Be 


ſchlüſſe des Magiſtrats, die Finanz⸗Kommiſſion 


prüft die Vorlagen des Magiſtrats, welche Geld⸗ 
bewilligungen oder Finanzoperationen betreffen. 
Dazu fehlt ihr nach ihrer Zuſammenſetzung in 
vielen Zweigen der ſtädtiſchen Verwaltung die 
Sachkenntniß. Alle übrigen Städte haben dazu 
noch beſondere Fachkommiſſionen, mindeſtens eine 
Bau⸗ und Schulkommiſſion. Zur Kontrolle der 
Verwaltung des Magiſtrats während der 
Ausführung der Beſchlüſſe fehlt der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung überhaupt noch 
Dazu kommt, daß die Stettiner 


3. B. der Finanz⸗Kommiſſion, nicht beiwohnen 
dürfen, um ſich gründlicher zu orientiren und 
tiefer in die ſtädtiſche Verwaltung einzudringen, 
was den Stadtverordneten in allen übrigen Kom⸗ 
munen ausdrücklich geſtattet iſt. Auch dieſe Aus⸗ 
nahmeſtellung widerſtreitet der Würde und Ehre 
eines Stadtverordneten und dem Intereſſe der 
Steuerzahler, ebenſo die mangelhafte Information 
der Stadtverordneten über die Magiſtratsvorlagen. 
Ich komme zum Schluß. Die Würde und 
Ehre eines Stadtverordneten kommt natürlich nicht 
nur zum Ausdruck in den Beſtimmungen der Ge⸗ 
ſchäftsordnung, ſondern auch, wie bei jedem Manne, 
in ſeiner Stellung zu Wahrheit und Recht, d. h. 
zu den Geboten der Sittlichkeit. Wenn Sie im 
Leben um ſich blicken, fo bemerken Sie nicht wer 
nige Menſchen, welche wohl die Worte „Recht und 
Wahrheit“ im Munde führen, dagegen in 
ihrem Leben nichts davon erkennen laſſen. Trotz 
Manche nur nach 
Nutzen und Vortheil, nach Auszeich- 
nung und Gunſt. Wer ihnen dieſe gewährt, 
it ihr Mann, mag es ſonſt mit ihm beſtellt ſein, 
wie es will. Sie werden mir zugeſtehen, meine 
Herren, daß es um ein Gemeinweſen ſchlimm be⸗ 
ſtellt fein müßte, wenn die Mehrheit der Stadt⸗ 
verordneten aus Männern von dieſer materialiſti⸗ 
ſchen Lebensanſchauung beſtände. Darum möchte 
ich mir erlauben, an Sie, meine Herren, in Ihrer 
Eigenſchaft als Kommunal⸗Wähler die Bitte zu rich⸗ 
ten: Wählen Sie nur Männer zu Stadtverordneten, 
welche die Gebote der Sittlichkeit über Alles 
achten und welche bereit find, diejenigen Beſtim⸗ 
mungen der Geſchäftsordnung zu beſeitigen, welche 
mit der Würde und Ehre eines Stadtverordneten, 
ſowie mit dem Intereſſe der Steuerzahler unver⸗ 
einbar ſind. (Lebhafter, allſeitiger Beifall) 
Der Vorſitzende Herr R. Graßmann: 
Nach dem Vortrage des Herrn Dr. Koliſch und 
nach dem früheren Vortrage des Herrn Dr. 
Scharlau hätten die Wähler Stettins zwei ganz 
entgegengeſetzte Urtheile über die hieſige Stadt⸗ 
Nach Herrn 
Dr. Scharlau fungire alles vortrefflich und ſtrotze 
die. Stadtverordnetenverſammlung von Ehre und 
Würde, nach dem Urtheil des Herrn Dr. Koliſch 
Er halte es 


doch für zweckmäßig, daß die Verſammlung ein 
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nenn 


unzweideutiges Urtheil darüber abgäbe, ob fie mit 
dem Herrn Dr. Scharlau die jetzigen Zuſtände in 
der Stadtverordnetenverſammlung für vortrefflich, 
oder mit dem Herrn Dr. Koliſch die jetzigen Zu⸗ 
ſtäude in der Stadtverordnetenverſammlung für 
ungenügend und nicht mit der Stellung geiſtig 
und ſittlich gebildeter Männer vereinbar halte. 
Er bäte daher, daß zunächſt alle die Mitglieder 
dieſer Verſammlung ſich von den Plätzen 
erhöben, welche mit dem Herrn Dr. Scharlau 
die Beſtimmungen der Geſchäftsordnung 
über den Ordnungsruf als angemeſſen 
anſehen. (Pauſe.) — Da ſich Niemand er⸗ 
hoben habe, ſo konſtatire er, daß in dieſer Ver⸗ 
ſammlung auch nicht ein Einziger ſei, der 


auf dem Standpunkte des Herrn Dr. Scharlau 


ſtehe! (Sehr gut!) Er bitte aber doch, die 
Gegenprobe zu machen. Er bitte diejenigen, ſich 
zu erheben, welche mit dem Herrn Dr. Koliſch 
dieſe Bejtimmungen über den Ordnungsruf mit 
der Stellung ſittlich und geiſtig gebildeter Mänuer 
und der Würde der Stettiner Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung für unvereinbar halten. (Pauſe.) 
— Er konſtatire, daß die Verſammlung ſich ein⸗ 
ſtimmig für den Standpunkt des Herrn Dr. 
Koliſch erhoben habe! (Bravo!) Er bitte aber 
ferner, daß noch einmal alle diejenigen, welche mit 
dem Herrn Dr. Scharlau der Anſicht wären, daß 
die jetzige Handhabung der Geſchäfte in der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung nichts zu wünſchen übrig 
laſſe, ſich zu erheben. (Pauſe.) — Da wieder 
Niemand ſich erhoben, ſo bitte er, die Gegen⸗ 
probe zu machen, daß alle diejenigen ſich erheben, 
welche mit dem Herrn Dr. Koliſch im Intereſſe 
der Steuerzahler die Möglichkeit einer beſſeren 
Informirung, ferner eine ſchärfere Kontrolle 
des Magiſtrats durch eine unabhängige 
Bau⸗ und Schulkommiſſion für dringend noth⸗ 
wendig hielten. Er konſtatire, daß auch dies⸗ 
mal die Verſammlung ſich einſtimmig für die 
Seite des Herrn Dr. Kelifch erhoben habe! 


(Beifall.) 6 e 
In der ſich hieran anſchließenden Diskuſſion 
theilt auch Herr Dr. G. Graßmann aus ſei⸗ 
ner eigenen Erfahrung noch einige Fälle von man⸗ 
gelhafter Inſormirung der jetzt beſtehenden Depu⸗ 
tationen mit. Im Uebrigen müſſe man aber nicht 
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mit dem Herrn Ober⸗Bürgermeiſter 


ſteher ſei daher förmlich gezwungen, mit den Ord⸗ 
ungsrufen ſparſam umzugehen und er gebe ſich 


jedenfalls auch die größte Mühe, wenigſtens Mitglieder 
der Majorität nicht zur 


Ordnung zu rufen. 
(Heiterkeit) Es hätten ſich aber in Folge deſſen 
eine ganze Blüthenleſe von Ausdrücken wie: „Es 
iſt von Ihnen unverantwortlich“, ferner Worte 
wie Rauhbein, Unfug, Neid, Raub und Diebſtahl, 
Aufhetzung, Syſtem von Denunziationen u. ſ. w., 
die in jeder andern parlamentariſchen Verſamm⸗ 
lung mit einem Ordnungsruf geahndet würden, 
in der Stettiner Stadtverordnetenverſammlung 
Bürgerrecht erworben. (Hört! Hört!) Denn 
wenn erſt einem Mitglied einer dieſer Ausdrücke 
anſtandslos durchgegangen ſei, ſo läßt er ſich bei 
einem zweiten oder dritten auch nicht mehr rügen. 
Es ſei daher nicht zu beſtreiten, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmungen über den Ordnungsruf mehr ſchädlich 
als zweckmäßig wirkten. (Beifall.) 

Zum nächſten Punkt der Tagesordnung 
„Das ſtädtiſche Submiſſionsweſen“ 
ſchildert Herr Malermeiſter Klein die augen⸗ 
blicklichen Zuſtände. Es findet jetzt dreierlei Ver⸗ 
gebung von ſtädtiſchen Arbeiten ſtatt, öffentliche 
Submiſſion, beſchränkte Submiſſion und frei⸗ 
händige Vergebung der Arbeiten. Es ſei nun 
höchſt auffällig, daß zu den beſchränkten Sub⸗ 
miſſionen faſt immer nur 3 Perſonen aufgefordert 
werden, es bringe dies eine zweifache Gefahr mit 
ſich, einmal daß die drei Submittenten bei dieſer 
ſehr kleinen Zahl ſich ſehr leicht unter einander 
verſtändigen könnten, und ferner daß andere eben 
ſo leiſtungsfähige Perſonen gar nicht zur Sub⸗ 
miſſion zugelaſſen würden. (Sehr richtig!) 
Ebenſo auffällig ſei es, daß zu dieſen Submiſſionen 
faſt immer dieſelben Perſonen wieder und wieder 
aufgefordert würden, und ſo immer wieder und 
wieder die Arbeiten erhielten. Redner erläutert 
dies durch Anführung mehrerer Fälle. Was dabei 
zu Gunſten der einzelnen Unternehmer geſprochen 
habe, ſei ſchwer zu ermitteln, die Leiſtungsfähigkeit 
allein gewiß nicht; ſei doch z. B. einem Zimmer⸗ 
meiſter, der gleichzeitig Stadtverordneter geweſen, 
ein Bau nicht übertragen, weil der betreffende 
Baumeiſter „nicht gerne mit ihm zuſammen habe 
arbeiten wollen“, offenbar, weil in dieſem Falle 
der Baumeiſter ſich bewußt war, daß der er⸗ 
fahrene Herr Zimmermeiſter von dem betreffenden 
Bau noch etwas mehr verſtand, als der Herr 
Bauleiter ſelbſt. (Heiterkeit.) Noch ſchlimmer 
aber wie mit den beſchränkten Submiſſionen ſehe 
es mit der freihändigen Vergebung der Arbeiten 
aus. Wenn bei den beſchränkten Submiſſionen 
in der Regel dieſelben Perſonen zur Abgabe 
von Offerten aufgefordert würden, ſo würden die 
freihändig vergebenen Arbeiten immer an ein 
und denſelben Unternehmer gegeben. (Hört! 
Hört!) Aber auch ſelbſt, wo bei den Sub⸗ 
miſſionen alles anſcheinend in Ordnung ſei, 
paſſirten doch wunderbare Dinge! Redner geht 
hier näher auf den ſchon in der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung beſprochenen Fall in der höhern 
Töchterſchule ein, wo ein Theil der Submiſſionen 
vor der angeſetzten Zeit eröffnet geweſen; er frage 
jedes Mitglied in der Verſammlung, ob eine vor⸗ 
zeitige Eröffnung auch nur einer einzigen Sub⸗ 
miſſion in Ordnung ſei. (Allſeitige Rufe: Nein! 
Nein!) Man könne ſich hierbei allerdings kaum 
wundern, wenn es Verdacht errege, daß ein Kon⸗ 
kurrent auf dieſe Weiſe erſt um 200 Mark 
theurer und hinterher bei der kalkulatoriſchen 
Feſtſtellung um 2 Mark billiger geweſen 
ſei als der andere Mindeſtfordernde. (Hört!) 
Die Beſtimmungen, nach denen die Submiſſionen 
ausgeſchrieben würden, müßten auch auf das pein⸗ 
lichſte beobachtet werden. Es vertrage ſich damit 
weder die vorzeitige Eröffnung einiger derſelben, 
noch der Umſtand, daß eine Submiſſion, bei der 
die Bedingungen nicht unterſchrieben 
waren, als zuläſſig betrachtet wurde; noch daß in 
einem andern Falle eine noch nachträglich ein⸗ 
gegangene Submiſſion berückſichtigt worden iſt. 
(Sehr richtig!) Im Uebrigen ſeien die Beſtim⸗ 
mungen der Submiſſionen ſo, daß man auf 
Gnade und Ungnade dem die Arbeit abnehmenden 
ſtädtiſchen Beamten und deſſen Willkür über⸗ 
geben ſei. (Hört!) Es ſei vollkommen, als ob 
man in Rußland lebe! (Sehr richtig!) Auch 
die Herren Kaufleute, die ja auch vielfach Waare 
für die Stadt lieferten, ſeien von dieſer Will⸗ 


kür nicht ausgeſchloſſen und ſtänden bei 
den jetzigen Submiſſionsbedingungen ebenſo unter 
der Knute. (Sehr richtig!) Wem ein 


Beamter wohl wolle, dem gebe er Arbeit — 
Redner erläutert dies an einer ganzen Reihe Bei⸗ 
ſpiele, und zeigt, wie es möglich gemacht wor⸗ 
den iſt, daß ſelbſt größere Arbeiten von mehreren 
tauſend Mark freihändig vergeben wurden — ja 
es ſei in der Bevorzugung Einzelner ſo weit ge⸗ 
kommen, daß ſchon ſeit 25 Jahren alle Anſchlüſſe 
an die Waſſerleitung nur einer einzigen 
Firma übertragen ſeien (hört! hört!), ſo daß bei 
Gelegenheit der Aufſtellung eines Waſſermeſſers 
einem der tüchtigſten hieſigen Klempnermeiſter, der 
über 30 Jahre mit ähnlichen Arbeiten beſchäftigt 
geweſen, und bei dem der Herr Stadtrath ſelbſt 
in die Lehre gehen könnte (Heiterkeit!), nicht ein⸗ 
mal geſtattet worden, in ſeinem eigenen Hauſe 
den Waſſermeſſer ſelbſt aufzuſtellen. (Hört! Große 
Bewegung.) Redner glaubt, daß das Submiſ⸗ 
ſionsweſen dringend der durchgreifendſten Aende⸗ 
rung bedarf. (Lebhafter Beifall!) 

Herr Tapezier Grotevendt geht gleich⸗ 
falls näher auf die Vorkommniſſe gelegentlich 
der Submiſſion für die Lieferung der Gardinen ꝛc. 
in der höheren Toͤchterſchule ein. Nachdem die 
Arbeit vergeben, habe er ſich gelegentlich der 
Rückholung ſeiner Muſter überzeugt, daß die 
Arbeit jeitens des Unternehmers nicht der Vor⸗ 
ſchrift gemäß ausgeführt ſei. (Hört!) Redner er⸗ 
örtert dies im Einzelnen. Er habe ſich ver⸗ 
pflichtet gefühlt, dem Herrn Oberbürgermeiſter 
davon Mittheilung zu machen. Er ſei aber als 
Dank von dieſem mit den Worten abgeſpeiſt: 
Wie kommen Sie dazu, in die Schule einzu⸗ 
dringen? (Hört und Bewegung.) Er habe ſich 
aber auch nicht abſchrecken laſſen, ſondern geant⸗ 
wortet, daß einmal an der Schule kein Plakat 
angebracht ſei, das den Eintritt verbiete (Heiter⸗ 
keit) und daß zweitens ſeine Muſter ſein Eigen⸗ 
thum ſeien und er das Recht habe, dieſelben 
zurückzufordern! In Folge dieſer ler mi 
müſſe 


aber doch etwas geſchehen ſein, denn die 
ausführende Firma habe einen großen Theil 
der gelieferten Sachen gegen andere erſetzen 
müſſen (Hört!), und hätte jedenfalls weit beſſer 
gethan, eine Sache, von der ſie ſo wie ſo nicht 
viel verſtand, gar nicht in die Hand zu nehmen. 
(Lebhafter Beifall!) ; 

Herr Tiſchlermeiſter Ladwig: Auch er 
könne zum Kapitel der Submiſſionen die wunder⸗ 
barſten Dinge mittheilen. Ein Theil der Herren 
Stadträthe ſei ja berechtigt als Dezernenten für 
das Krankenhaus ꝛc. kleinere Sachen freihändig 
in Arbeit zu geben. Nun ſei es garnicht ſchwierig, 
wenn der Gegenſtand etwas größer ſei, denſelben 
zu theilen und am Mittwoch für 100 Mark, am 
Sonnabend wieder für 100 Mark und am näch⸗ 
ſten Mittwoch nochmals für 100 Mark in Arbeit 
zu geben. (Heiterkeit!) In welcher Weiſe dabei 
die ſtädtiſchen Finanzen fahren, dafür nur ein 


Beiſpiel! Gelegentlich der Kanaliſation in 
Grünhof ſei ein Unternehmer geradezu 
aufgefordert, die Anſchlüſſe theurer in 


Rechnung zu ſtellen, weil ein zweiter anderer Unter⸗ 
ae gleichfalls einen theueren Preis berechnet 
atte. 
meiſter, welchem die Sache paſſirt ſei, dies ſelbſt 
öffentlich erzählt habe, ſei es keine Indiskretien, 
wenn er dieſe Mittheilung hier wiederhole. Er 
bitte aber alle Mitbürger im Intereſſe ihres eige⸗ 
nen Geldbeutels bei der nächſten Wahl ſich die 
Kandidaten für die Stadtverordnetenwahlen recht 
genau anzuſehen. (Bravo!) 

Da es inzwiſchen über 10% Uhr geworden, 
wird der letzte Gegenſtand der Tagesordnung auf 
die nächſte Verſammlung vertagt, und die Ver⸗ 
ſammlung um 10% Uhr geſchloſſen. 

*Die Barbier⸗ und Friſeur⸗Gehülfen hielten 
geſtern Abend im Reſtaurant R. Reno, Breite⸗ 
ſtraße 8, eine Verſammlung ab, in welcher 
beſchloſſen wurde: beim Bundesrath dahin vor⸗ 
ſtellig zu werden, daß auch für das Barbier⸗ und 
Friſeur⸗Gewerbe die abſolute Sonntagsruhe 
von Nachmittags 2 Uhr an zur Durchführung 
gelange. i 

*Im Gewahrſam der Kriminalpolizei befin- 
den ſich zahlreiche Gegenſtände, die vermuthlich 
aus einem Artilleriedepot geſtohlen ſind, nämlich: 
Meſſingbuchſen, meſſingene Patronenhülſen, Blei⸗ 
röhren, Gummienden und Fahrleinen; ferner 
wurde ein neuſilbernes Hundehalsband, das den 
Namen Stiller trägt, als muthmaßlich geſtohlen 
beſchlagnahmt. Die Eigenthümer der aufgeflührten 
Gegenſtände wollen ſich im Kriminal⸗Kommiſſa⸗ 
riat, Große Wollweberſtraße 60 61, 3 Treppen, 
melden. 

— Im Monat März wurden im Ober⸗Poſt⸗ 
Direktions⸗Bezirk Stettin 8770,40 Mark an 
Wechſelſtempelſteuer vereinnahmt, hierzu 
die Einnahme aus den Vormonaten mit 93 478,25 
Mark, ergiebt als Geſammteinnahme des Etats⸗ 
jahres 1893—94: 102 248,65 Mark, gegen das 
Vorjahr um 2534,75 Mark mehr. — Im Ober⸗ 
Poſtdirektionsbezirk Köslin betrug die Geſammt⸗ 
einnahme an Wechſelſtempelſteuer 1893—94: 
2054,40 Mark, 261,70 Mark weniger als im 
Vorjahre. 

— Die ſchwere Feuersbrunſt, welche Dienſtag 
in Rehwinkel bei Ball gewüthet hat, hat noch 
größeren Umfang, als man Anfangs annahm, 
denn 24 Bauernhöfe mit mehr als 40 Gebäuden 
ſind ein Raub der Flammen geworden und 
Hunderte von Familien haben ihre Habe verloren 
und ſind obdachlos. Das ſchnelle Umſichgreifen 
des Feuers lag daran, daß die Häuſer faſt durch⸗ 
weg noch mit Strohdächern gedeckt ſind und bei 
dem ſtarken Winde die Flamme mit rapider Ge⸗ 
ſchwindigkeit von Dach zu Dach ſpraug. Das 
Feuer kam in dem Gehöft des Bauerhofsbejigers 
Wobick heraus und zwar ſoll Fahrläſſigkeit die 
Schuld daran tragen, indem ein Knecht beim 
Häckſelſchneiden Zigarren rauchte. Zum Glück iſt 
kein Menſchenleben zu beklagen, dagegen hat zahl⸗ 
reiches Vieh den Tod in den Flammen gefunden. 
Allſeitige Theilnahme bringt man, wie die „Starg. 
Ztg.“ ſchreibt, der Tochter des Lehrers daſelbſt 
entgegen. Am geſtrigen Donnerflag wollte fie 
ihre Hochzeit feiern. Die a an der 
Jahre mühevollen Fleißes zugebracht, lag 

verwahrt in Kiſten, Hochzeitskuchen und Braten 
waren hergerichtet und harrten der Gäſte, die zum 
Polterabend geladen waren, als die brennende 
Lohe den Nachthimmel röthete und Alles — Alles 
verzehrte. Die Hochzeitsfeier hat dadurch einen 
traurigen Aufſchub erfahren. 


Een LEERE Pr ent 


Vermiſchte Nachrichten. 


Temesvar, 20. April. Ein Boot, welches] II 


eine große Gendarmeriegbtheilung unter Führung 
eines Lieutenants, die ſich auf der Verfolgung 
von Schmugglern befanden, enthielt, iſt auf der 
Ueberfahrt über die Donau in Folge eines 
Sturmes gekentert, mehrere Gendarmen ſind er⸗ 


trunken, die andern wurden mit ſchwerer Mühe F 


gerettet. 5 

— (Dankbar.) „Finden Sie es nicht ſonder⸗ 
bar, daß der Magnetiſeur Polmann fein ganzes 
Vermögen dem Irrenhauſe vermacht hat?“ — 
1 0 Erkenntniß! Hat er doch nur von den Narren 
elebt!“ 

; — (Aus dem Gerichtsſaal.) Der Richter 
fragt eine Zeugin: „Frau Duraſſier, Sie ſind 
die Schwiegermutter des Angeklagten geweſen?“ 
— „Ja, Herr Richter, aber nur drei Tage.“ 

— (Bor Gericht.) Gerichtsarzt: „Ich fand 
beim Kläger eine ſchwere Verletzung des links⸗ 
ſeitigen Sehnervs, eine beträchtliche Blutſtauung 
unter der Epidermis und eine kleine Beſchädi⸗ 
gung derſelben.“ — Richter: „Sie glauben ein, 
fach ein blaues Auge.“ — Gerichtsarzt. „Ja. 
— Richter: „Na, das hätten Sie ja gleich ſagen 
können.“ 


f 
CCC ͤ EHER 


Bankweſen. 
Paris, 19. April. Bankaus weis. 
Bagrvorrath in Gold Franks 1 723 812 000, 


Zunahme 2 735 000. . 

Baarvorrath in Silber Franks 1 269 832 000, 
Zunahme 81000. Kan, 
Portefeuille der Hauptbanken und deren Filialien 
Franks 533 225 000, Abnahme 42 054 000. 
Notenumlauf Franks 3 512 442 000, Abnahme 

15 303 000. ) 

Laufende Rechnung d. Priv. Franks 392 295 000, 
Zunahme 6 128 000. 

Guthaben des Staatsſchatzes Franks 82 837 000, 
Zunahme 1 785 000. 

Geſammt⸗Vorſchüſſe Franks 293 053 000, Abd» 
nahme 3 055 000. 

Zins⸗ und Diskont⸗Erträgniſſe Franks 7 000.000, 
Zunahme 390.000, 

Verhältniß des Baarvorraths zum Noten⸗ 
Umlauf 85,22 Prozent. 


London, 19. April. Bankau s weis. 
50000 Pfd. Sterl. 23 338 000, Zunahme 


0000. 
Notenumlauf Pfd. Sterl. 24 859 000, Abnahme 
171 000 


Baarvorrath Pfd. Sterl. 31 397 000, Zunahme 
179 000, 


wohl⸗ 


N > 1 


Portefeuille Pfd. Sterl. 21 841000, Abnahme 
1116000 g 


8 . . * | 
Guthaben der Privaten Pfd. Sterl. 28 547 000, 
Abnahme 575.000. g | 
Guthaben des Staates Pfd. Sterl. 8204000, 
Abnahme 170000. a f 
N Pfd. Sterl. 20 909 000, Zunahme 


000. 
Regierungs⸗Sicherheiten Pfd. Sterl. 9 379 000, 
unverändert. a | 
Prozent⸗Verhältniß der Reſerve zu den Paſſiven 
63½/ gegen 61 in der Vorwoche. k 
Clearinghouſe⸗Umſatz 153 Mill., gegen die ent> 
ſprechende Woche des vorigen Jahres mehr 
8 Millionen. | 


Börſen⸗Berichte. 
Stettin, 20. April. 


Wetter: Schön. Temperatur . 11 Grad 
Reaumur. Barometer 761 Millim. Wind: Nu. 


richt) Naffinirtes Type weiß loko 11,87 Kir 
12,00 B., pet April 11,87 B., ver Mai Jun 
1200 2 per September⸗Oktober 12,12 Le # 


— Ruhig. 6 

Antwerpen, 19. April. Getreide mark 
Weizen behauptet. Roggen behauptet. 
Hafer flau. Gerſte ruhig. 

Paris, 19. April, Nachm. Getreide⸗ 
markt. (Schlußbericht.) Weizen ruhig, per 
April 20,40, per Mai 20,55, per Mai⸗Auguſt 
20,70, per September⸗Dezember 20,95. Rog⸗ 
gen ruhig, per April 13,95, per September⸗ 
Dezember 14,10. Mehl matt, per April 43,25, 
per Mai 42,95, per Mai⸗Juni 43,40, per Mai⸗ 
Auguſt 44,40. Rüböl matt, per April 60,50, 
per Mai ) 
September⸗Dezember 50,00. Spiritus ruhig, 
per April 35,75, per Mai 36,00, per Mai⸗ 
Auguſt 36,25, per September⸗Dezember 36,50. 
— Wetter: Bewölkt. ; 

Paris, 19. April, Nachmittags. 
zucker (Schlußbericht) ruhig, 88% loko 34,00 
bis —,—. Weißer Zucker ruhig, Nr. 3 


Weizen wenig verändert, per 1000 Kilo⸗ 
gramm loto 139,00 140,50, per April⸗ Mat 


(Hört! hört!) Da der Herr Maurer⸗ 141,00 G., per Mai⸗Juni 142,50 B. u. G., per 


Juni⸗Juli 143,75 bez, per September ⸗Oktober 
146,00 G. f 

Roggen wenig verändert, per 1000 Kilo⸗ 
gramm lolo ab Bahn 116,00 — 118,00, ab Waſſer 
120,00 bez., per April⸗Mat 119,50 G., per Mai⸗ 
Juni 120,00 bez., per Juni⸗Juli 122,50 B. u. 
G., per September⸗Oktober 126,00 B. u. G. 

Gerſte ohne Handel. 

Hafer per 1000 Kilogramm loko pommer⸗ 
ſcher 136,00 — 144,00. 

Rüböl ohne Handel. 

Spiritus niedriger, per 100 Liter à 100 
Prozent loko 70er 28,5 bez., per April⸗Mai 70er 
29,0 nom., per Mai ⸗ Juni 70er —,—, per 
Niue er 70er 30,8 nom., per September⸗ 

tober —,.—. 

Petroleum ohne Handel. 

Regulirungspreiſe: Weizen 141,00 
Roggen 119,50, 70er Spiritus 29,0. 

Angemeldet: 2000 Zentner Roggen. 


Paris, 19. April, Nachmittags. (Schluß⸗ 
Kourſe.) Behauptet. 


Kours v. 18. 

30% amortiſirb. Rente 99,45 99,37½ 

Mentee 99,60 99,47½ 

Italieniſche 5% Rente 76 60 70,27] 

30% ungar. Goldrente 96.68 94,621], 
en 69 55 70,15 
40% Ruſſen de 18999 99,25 99,25 
4 / unifiz. Egypte r 104,50 104,50 
4% Spanier äußere Anleihe .. 64.12 64,00 
Convert. Türken 28,57½ 23,65 
Türkische Sooſe aus riy lade eine 08,75 108,30 
4% privil. Türk.⸗Obligationen . 469,00 | 470,00 
känlzo fen: 11,25 713,75 
Joniberden — 4 —.— —,.— 
Banque ottomane 629,00 | 633.00 
e 662,00 | 661,00 
„ descompte —.— —.— 
Credit foncie r. 945,00 | 951,00 
„ mobiler; 71,00 72,00 
MeridionalAltten............ 530,00 | 528,00 
Rio Tinto⸗Aktien 883,00 | 383,75 
5 TER TR le a 2817 2820 
Credit Lyonn ais. 733,00 | 736,00 

FFP —.— —, 

Tabacs Ottom. 437, 438,00 
Wechſel auf deutſche Plätze 3 M. 122,50 122,50 
Wechſel auf London kurz 25,15 25,15 

Cheque auf London 25,16½ ä25,16½ 
Wechſel Amſterdam k... 06,00 206,00 
8 en he 199,25 199 37 
eee 407,25 406,75 
Jomptoir d' Escompte, neus. —,— —.— 
Robinſon⸗Aktie n 148,00 | 146,00 
Wörtigte f!!!) 22,37 22,37 
See Naſſe n 86,15 85,80 

Privatdiskon . = | 7575 


Hamburg, 19. April, Nachmittags 3 Uhr. 
Kaffee. (Nachmittagsbericht.) Good average 
Santos per April 84,00, per Mai 84,00, per 
September 79,75, per Dezember 174,25. 
Schleppend. 

Hamburg, 19. April, Nachmittags 3 Uhr. 
Zuckermarkt. (Nachmittagsbericht.) Nüben⸗ 
Rohzucker 1. Produkt Baſis 88 Prozent Rende⸗ 
ment, neue Uſance frei an Bord Hamburg, per 
April 12,00, per Mai 12,25, per Auguſt 
12,45, per Oktober 12,87/. — Ruhig. 

Bremen, 19. April. (Börſen⸗Schlußbericht.) 
Raffinirtes Petroleum. (Offizielle Notirung 
der Bremer Petroleum⸗Börſe.) Ruhig. Loko 
4,75 B. — Baumwolle matt. 5 

Amſterdam, 19. April, Nachmittags. 
Getreidemarkt. Weizen auf Termine 
ruhig, per Mai 143,00, per November 147,00. 
Roggen loko auf Termine ruhig, per Mai 
105,00, per Juli 105,00, per Oktober 108,00. 
Rüböl —,—, per Mai —,—, per Herbſt —,—. 

Amſterdam, 19. April. Zava⸗Kaffe⸗ 
good ordinary 53,00. 0 

Auuſterdam, 19. April. 


5,00. 
Antwerpen, 19. April, Nachmittags 2 Uhr 
15 Minuten. Petroleummarkt. (Schluß⸗ 


Bancazinn 


W ee eee REN LAT RER REN 


per 100 Kilogramm per April 35,87½, per 
Mai 35,87½, per Mai⸗Auguſt 35,87½, per 
Oktober⸗Januar 33.75. | 
London, 19. April, An der Küſte 7 Weizen⸗ 
ladungen angeboten. — Wetter: Bewölkt. 
London 19. April. 96prozent. Savas 
zucker loko 15,12, ruhig. Rübenroh⸗ 
KINDER loko 12,25, matt. Gentrifugals 7 
uba —,— ® 


London, 19. April. Chili⸗Kupfer 3 


40½6, ver drei Monat 40,62. 8 
London, 19. April. Kupfer, Chili bares 
good ordinary brands 40 Lſtr. 2 Sh. 6 A. 


Zinn (Straits) 69 Ltr. 17 Sh. 6 d. Zink 


Blei 9 Ui 5 Sy. 
Mixed numbers warrants 


15 Lſtr. 17 Sh. 6 d. 
— d. Roheiſen. 
42 Sh. 9 d. 4 
Glasgow, 19. April, Nachmittags. Roy⸗ 
eiſen. (Schlußbericht.) Mixed numbers war⸗ 
rants 42 Sh. 7 d. f 
Newyork, 19. April, Abends 6 Uhr. 
(Waarenbericht.) Baumwolle in New⸗ 


o. per Mai 16,00, per Juli 
15,60. Mehl (Spring clears) 2,25. Zucker 
27/16. Kupfer loko 9,50. 1 
‚Chicago, 19. April. Weizen ſtetig, per 
Mai 59,50, per Juli 61,37. Mais matt, per 
Mai 38,37. Speck ſhort clear nom. Pork per 
Mai 12,72 ½. 


| Waſſerſtand. 


Stettin, 20. April. Im Revier 17 Fuß 
3 Zoll = 5,42 Meter. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Berlin, 20. April. Ein em be⸗ 
ſtimmten Gerücht zufolge hat ſich Kiderlin⸗ 


Wächter geſtern mit dem Redaßteur Pol⸗ ® 


ſtorff duellirt. Letzterer ſoll ſidöer vers 


wundet ſein. 


Wien, 20. April. Wie das „N. W. T.“ 
aus Berlin erfahren haben will, ſoll im Laufe 
des Jahres noch eine weitere Zuſammenkunft der 
Monarchen ſtattfinden und zwar zur Wahrung 
der dynaſtiſchen Intereſſen gegenüber den 
Fortſchritten, welche die anarchiſtiſchen und ſozig⸗ 
liſtiſchen Beſtrebungen in verſchiedenen Staaten 
nehmen. Zeit und Ort der Zuſammenkunft 
ſollen indeß noch nicht feſtgeſetzt ſein. 

Gent, 20. April. Die heutige Nummer des 
ſozialiſtiſchen Blattes „Vooruit“ iſt ſchwarz um⸗ 
rändert erſchienen zum Andenken an die während 
des vorjährigen Generalausſtandes der Bergarbeiter 
gefallenen Kameraden. Der Führer Anſeele for⸗ 
derte in einem Meeting die Arbeiter auf, am 
1. Mai eine möglichſt entſchiedene Kundgebung zu 


[Gunſten des Achtſtundentages zu veranſtalten und 
ſich mit Rückſicht auf die bevorſtehenden Kammer⸗ 


wahlen zu organiſiren. 

„Paris, 20. April. Das Auswärtige Amt 
beſtätigt die Meldung von der Verhaftung des 
italieniſchen Generals Goffio und fügt hinzu, man 
habe ihn wieder entlaſſen müſſen, weil die Be⸗ 
weiſe für ſeine Schuld nicht überzeugend genug 
geweſen ſeien. Andererſeits dementirt das Aus⸗ 
wärtige Amt energiſch die Meldung, ein höherer 
deutſcher Offizier ſei in Nizza wegen Spionage 
verhaftet worden. 

Rom, 20. April. In den Wandelgängen 
der Kammer wurde geſtern die Möglichkeit einer 
Löſung der politiſchen Kriſis beſprochen, nach 
welcher die Kammer nicht aufgelöſt werden, ſon⸗ 
dern ein partieller Miniſterwechſel ſtattfinden ſoll. 
Man glaubt, Zanardelli und noch ein anderer 
hervorragender Abgeordneter werden in das Ka⸗ 
binet Crispi eintreten, um demſelben ihren nach⸗ 
haltigen Beiſtand gewähren zu können. 

Warſchau, 20. April. Zu der im Auguſt 
ſtattfindenden Grundſteinlegung der orthodoxen 


2 Synodalkirche iſt der Beſuch des Zaren angekün⸗ 


digt, weshalb bereits ſchon jetzt große Vorbereitun⸗ 
gen getroffen werden. Die Stationscheis in 
Skiernievice, Alexandrowo und Granika erhielten 
den Befehl, einen Umbau der Wartelokalitäten auf 
den Stationen vornehmen zu laſſen. 

Waſhington, 20. April. In der Umgegend 
von Omalg iſt eine Sektion der induſtriellen 
Armee der Arbeitsloſen angekommen. Dieſelben 
wollen ſich hierher begeben, wo ſie zu den anderen 
Sektionen, welche ungefähr 150000 Mann ſtark 
ſind, ſtoßen wollen. Die Behörden weiſen ſie 
zurück, doch zeigen ſich die Einwohner der Ort⸗ 
ſchaften, durch welche fie ziehen, ſehr gaſtfreundlich. 
Dieſe Arbeitsloſen wollen am 1. Mai eine große 
Manifeſtation auf dem Kapitol veranſtalten. Von 
der Regierung fordern ſie, daß ſie während ihrer 
Anweſenheit in Waſhington auf Staatskoſten er⸗ 
nährt werden. 

Waſhington, 20. April. Die von den 
Arbeitsloſen zu veranftaltende große Demonſtra⸗ 
tion bezweckt, dahin zu ſtrebeu, daß das im Senat 
eingebrachte Projekt, die Summe von 500 Mil⸗ 
lionen Dollars zu öffentlichen Arbeiten zu ver⸗ 
wenden, ſobald wie möglich zur Realiſirung ge⸗ 
langt, und jeder Arbeitsloſe bei einer Arbeitszeit 
von 8 Stunden täglich 1½ Dollars ver⸗ 
dienen kann. 


Belles ue- Theater. 


Sonnabend: Volksth. Vorſtellung (Barguet 50 ) 5 
Ehrliche Arbeit. 


August Schultze — — Dir. Emil Schirmer. 


* 
54. 


48,75, per Mai⸗Auguſt 49,00, per 


